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Krankenstand sinkt deutlich (Kurzfassung)  
Psychische Erkrankungen steigen dramatisch  
 

Der Krankenstand sank 2004 auf 3,2 Prozent (2003: 3,5 
Prozent). Gegen den Trend sind jedoch psychische 
Erkrankungen weiter gestiegen. Fast zehn Prozent der 
Fehltage bei den aktiv Berufstätigen gehen darauf zurück. 
Die Analysen der DAK zeigen, dass seit 1997 sowohl die 
Krankheitsfälle als auch die Krankheitstage alarmierend 
zugenommen haben. Von 1997 auf 2004 stieg die Zahl der 
Fälle bei psychischen Erkrankungen um 70 Prozent. 
“Gesundheitspolitisch müssen wir diese 
besorgniserregende Entwicklung in den Fokus rücken und 
Prävention und Versorgungsqualität optimieren”, so der 

DAK-Vorstandsvorsitzende Herbert Rebscher. 
Die DAK beschäftigt sich seit drei Jahren intensiv mit dieser Entwicklung. Andere 
Kassen haben die Analysen der DAK mittlerweile bestätigt. Der aktuelle DAK-
Gesundheitsreport untersucht deswegen die Hintergründe dieser Entwicklung.  

Die DAK-Analysen haben ergeben: Die Bevölkerung zeigt sich auf den ersten Blick 

erstaunlich offen und tolerant gegenüber psychischen Erkrankungen. 82 Prozent meinen, 

dass diese als Krankheiten akzeptiert werden. In der betrieblichen Realität ergibt sich ein 

anderes Bild: 30 Prozent der Arbeitnehmer glauben, dass der Vorgesetzte wenig 

Verständnis hat, wenn ein Mitarbeiter wegen psychischer Probleme nicht am Arbeitsplatz 

erscheint. 

Psychische Erkrankungen: immer noch ein Tabu?  

Jeder siebte Berufstätige ist oder war schon einmal wegen eines psychischen Problems in 

professioneller Behandlung. Mehr als zwei Drittel (70 Prozent) könnten sich ohne weiteres 

vorstellen, deshalb einen Arzt oder Therapeuten aufzusuchen. 82 Prozent sind der Meinung, 

dass psychische Krankheiten heute besser akzeptiert werden. Dies ergab eine 

repräsentative Umfrage unter 1.000 Berufstätigen, die die DAK im Februar 2005 durchführen 

ließ. Das Ergebnis spricht auf den ersten Blick gegen eine fortbestehende Tabuisierung. 

Doch das gilt nicht ohne Einschränkung: Mehr als der Hälfte (56 Prozent) wäre es gegenüber 

dem Arbeitgeber unangenehmer, wegen psychischer Probleme am Arbeitsplatz zu fehlen als 

wegen anderer Krankheiten. Immerhin 26 Prozent meinen, dass psychische Erkrankungen 

"oft als Vorwand für Blaumacherei missbraucht werden".  

 

 
F oto: DAK/Wigger  

 

  



Experten bewerten alarmierenden Anstieg 

 

Die DAK hat 22 wissenschaftliche Experten zur Zunahme der psychischen Erkrankungen 

befragt. Die Mehrheit der Fachleute kommt zu dem Schluss, dass es tatsächlich mehr Fälle 

gibt. Für wichtig halten sie aber auch, dass psychische Erkrankungen offenbar von den 

Hausärzten häufiger entdeckt bzw. richtig diagnostiziert werden. Darüber hinaus meinen die 

Experten, dass Patienten heute wegen psychischer Probleme eher einen Arzt oder 

Psychologen aufsuchen als früher. Außerdem geht die moderne Arbeitswelt häufig mit 

schlechteren Rahmenbedingungen für Menschen einher, die anfälliger für eine psychische 

Erkrankung sind. 

Überproportionaler Anstieg psychischer Erkrankungen in den jüngeren Altersgruppen 

 

Gerade in den jüngeren Altersgruppen ist ein überproportionaler Anstieg der psychischen 

Erkrankungen zu verzeichnen. Hier sind die Altersgruppen der 15- bis 29-Jährigen (bei den 

Frauen) bzw. der 15- bis 34-Jährigen (bei den Männern) besonders stark betroffen. 

Zwischen 1997 und 2004 wiesen die jüngeren Altersgruppen zum Teil sogar eine 

Verdoppelung der Erkrankungsfälle auf. So hatten beispielsweise die Männer im Alter von 25 

bis 29 Jahren einen Anstieg um 106 Prozent. Bei den Frauen zwischen 20 und 24 Jahren 

gab es sogar eine Zunahme um 123 Prozent.  

“Angststörungen und Depressionen werden immer mehr zu Volkskrankheiten der Zukunft. In 
Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit reagieren offensichtlich auch mehr junge Menschen mit 
psychischen Problemen auf berufliche und private Anforderungen,” kommentiert DAK-Chef 

Herbert Rebscher die Ergebnisse.  

Angststörungen und Depressionen auf dem Vormarsch  

Angststörungen und Depressionen sind die häufigsten psychischen Krankheiten in 

Deutschland. Gegen den Trend allgemein sinkender Krankenstände stieg seit 2000 die Zahl 

der Krankheitstage aufgrund depressiver Störungen um 42 Prozent. Bei Angststörungen 

betrug der Anstieg 27 Prozent. Frauen sind häufiger wegen psychischer Erkrankungen 

arbeitsunfähig und von Angststörungen und Depressionen betroffen. Dementsprechend 

weisen sie auch erheblich mehr Krankheitstage und –fälle auf.  

Psychische Erkrankungen: Gesundheitswesen und Öffentliche Verwaltung Spitzenreiter  

Insbesondere in den Branchen Gesundheitswesen und Öffentliche Verwaltung gibt es viele 

Fehltage aufgrund psychischer Erkrankungen. So lag die Zahl der Krankheitstage im 



Gesundheitswesen um 55 Prozent und in der Öffentlichen Verwaltung um 42 Prozent über 

dem Bundesdurchschnitt. Es folgen die Organisationen und Verbände mit 40 Prozent mehr 

Krankheitstagen. 

Allgemeine Entwicklung des Krankenstandes 

 

An jedem Tag des Jahres 2004 waren von 1000 Arbeitnehmern 32 krankgeschrieben. Mehr 

als die Hälfte der berufstätigen DAK-Mitglieder war jedoch das ganze Jahr über kein einziges 

Mal krank. Damit lag der Krankenstand bei den DAK-Versicherten auf dem niedrigsten Wert 

seit 1998. Dies ergab die Auswertung der Krankschreibungen von 2,6 Millionen 

erwerbstätigen DAK-Mitgliedern im Jahr 2004.  

Insgesamt liegt der Krankenstand in den östlichen Bundesländern über den Werten in den 

westlichen Bundesländern. In den westlichen Bundesländern (mit Berlin) beträgt er 

durchschnittlich 3,0 Prozent, in den östlichen Bundesländern 3,8 Prozent.  

Der Krankenstand der Männer lag 2004 mit 3,1 Prozent unter dem der weiblichen 

Versicherten (3,3 Prozent). Männer waren im Durchschnitt 11,2 Tage, Frauen dagegen 12,2 

Tage krank. 

Die wichtigsten Krankheitsarten 

 

Die prominenteste Rolle im Krankheitsgeschehen spielen Erkrankungen des Muskel-Skelett-

Systems. Auf sie entfallen nahezu ein Viertel (22,6 Prozent) aller Krankheitstage. 

Zweitwichtigste Gruppe sind Erkrankungen des Atmungssystems mit einem Anteil von 15,5 

Prozent am Krankenstand.  

An dritter Stelle stehen mit 14,4 Prozent die Verletzungen. Die psychischen Erkrankungen 

sind die viertgrößte Krankheitsart. 9,8 Prozent des Krankenstandes gehen auf psychische 

Erkrankungen zurück, ihr Anteil ist damit gegenüber dem Vorjahr noch einmal deutlich 

gestiegen (2002: 8,8 Prozent).  

An fünfter und sechster Stelle stehen Erkrankungen des Verdauungssystems und des 

Kreislaufsystems mit 7,2 und 5,6 Prozent. 

Branchenergebnisse 

 

Die Branche mit dem niedrigsten Krankenstand war 2004 erneut die 

Rechtsberatung/Wirtschaftsprüfung mit 2,1 Prozent, gefolgt von der Datenverarbeitung mit 



2,2 Prozent. Unter dem Durchschnitt lagen auch die Krankenstände bei den Banken und 

Versicherungen mit 2,6 Prozent sowie im Handel mit 2,8 Prozent.  

Den höchsten Krankenstand weisen erneut die Branchen Öffentliche Verwaltung und 

Gesundheitswesen mit 3,8 und 3,7 Prozent auf. Der im Vergleich zur Privatwirtschaft hohe 

Krankenstand kann teilweise mit dem weit höheren Anteil an Schwerbehinderten im 

öffentlichen Sektor erklärt werden.  
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Bündnis gegen Depressionen auf den Weg gebracht 
 

Dr. Heeren verwies aber auch auf die guten Behandlungsmöglichkeiten mit 
medikamentöser Therapie und psychotherapeutischen Verfahren; ein Problem sei 
jedoch die frühzeitige Erkennung der Erkrankung. Depressionen würden in der 
Öffentlichkeit wenig wahrgenommen und oft missverstanden.  
 
Depression sei jedoch keine „Einbildung“, sondern eine häufige und oft 
lebensbedrohende Erkrankung. Wichtig auch für die Patienten und ihre 
Angehörigen: Depressionen sind weder persönliches Versagen noch 
unabwendbares Schicksal; sie lassen sich in der Regel gut behandeln.  
 
In dem Verein wollen niedergelassene Ärzte und Psychotherapeuten, die 
Sozialpsychiatrischen Dienste der beiden Landkreise und der Stadt Emden, die 
Psychiatrischen Abteilungen der Ubbo-Emmius-Klinik Norden und des Hans-
Susemihl-Krankenhauses Emden sowie die Kontaktstellen, Selbsthilfegruppen 
und psychologischen Beratungsstellen sowie die Fachhochschule Ostfriesland 
jetzt verstärkt zusammenarbeiten und auch das Krankheitsbild von seinem 
Stigma befreien.  
 
Ansprechpartner im Landkreis Aurich sind Peter Reinink (04931 / 181-339) von 
der Ubbo-Emmius-Klinik sowie Hartmut Hartmanns (04941 / 935-128) vom 
Sozialpsychiatrischen Dienst des Gesundheitsamtes in Aurich. Weitere 
Informationen gibt es im Internet unter www.buendnis-depressionen.de; unter 
dem Stichwort Regionen findet sich bereits ein Hinweis auf den neuen 
ostfriesischen Verein. 
 

http://www.buendnis-depressionen.de/
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B ündnis gegen Depressionen auf den Weg gebracht  
Am Mittwoch ging in Emdens à-Lasco-Bibliothek das „Bündnis 
gegen Depressionen“ an den Start. Im Beisein von N
Sozialministerin Ursula von der Leyen wurde es feierlich auf den 
Weg gebracht.  
 

ie der Landkreis Aurich dazu in einer Pressemitteilung erklärte, 
sei das Bündnis in Nürnberg entstanden. Nach einem Jahr 
vorbereitender Gespräche und Kontakte könne der Verein jetzt 
von den beiden Landkreisen Aurich und Leer und der Stadt Emden 
gegründet werden.  

 
Als Initialzündung habe die Ubbo-Emmius-Klinik mit einem Zuschuss von 1.900 Euro den 
finanziellen Grundstock gelegt; weitere Mittel würden von den Kreisen und der Stadt 
Emden nicht benötigt, weil sich die Vereinsarbeit in erster Linie ehrenamtlich vollziehen 
werde und finanzielle Mittel ausschließlich über Spenden eingeworben werden sollen.  
 
Der Auricher Amtsarzt Eimo Heeren nannte die erschreckend hohe Zahl von bis zu 4 
Millionen Bundesbürgern, die von Depression befallen seien, also rund fünf Prozent der 
Bevölkerung. Ostfriesland bilde hier keine Ausnahme, was auch an der Zahl der 
Selbstmorde abzulesen sei.  
 
Vorsorge und Kontakt  
 
Dr. Heeren verwies aber auch auf die guten Behandlungsmöglichkeiten mit 
medikamentöser Therapie und psychotherapeutischen Verfahren; ein Problem sei jedoch 
die frühzeitige Erkennung der Erkrankung. Depressionen würden in der Öffentlichkeit 
wenig wahrgenommen und oft missverstanden.  
 
Depression sei jedoch keine „Einbildung“, sondern eine häufige und oft lebensbedrohende
Erkrankung. Wichtig auch für die Patienten und ihre Angehörigen: Depressionen sind 
weder persönliches Versagen noch unabwendbares Schicksal; sie lassen sich in der Regel 
gut behandeln.  
 
In dem Verein wollen niedergelassene Ärzte und Psychotherapeuten, die 
Sozialpsychiatrischen Dienste der beiden Landkreise und der Stadt Emden, die 
Psychiatrischen Abteilungen der Ubbo-Emmius-Klinik Norden und des Hans-Susemihl-
Krankenhauses Emden sowie die Kontaktstellen, Selbsthilfegruppen und psychologischen 
Beratungsstellen sowie die Fachhochschule Ostfriesland jetzt verstärkt 
zusammenarbeiten und auch das Krankheitsbild von seinem Stigma befreien.  
 
Ansprechpartner im Landkreis Aurich sind Peter Reinink (04931 / 181-339) von der 
Ubbo-Emmius-Klinik sowie Hartmut Hartmanns (04941 / 935-128) vom 
Sozialpsychiatrischen Dienst des Gesundheitsamtes in Aurich. Weitere Informationen gibt 
es im Internet unter 
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www.buendnis-depressionen.de; unter dem Stichwort Regionen 
findet sich bereits ein Hinweis auf den neuen ostfriesischen Verein. 
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Depression: Bündnis will mehr Menschen aufklären 
 
Berlin (ddp). Das Berliner Bündnis gegen Depression will in der Hauptstadt mehr 
Menschen über diese seelische Krankheit aufklären. Es gebe immer noch zu viele 
Vorurteile gegenüber Menschen, die Depressionen haben, sagte die Leiterin des  
Bündnisses, Meryam Schouler-Ocak, am Freitag. Ihnen werde häufig vorgeworfen, sie 
seien «selbst schuld» oder rissen sich nicht genügend zusammen. Viele Betroffene 
wollten ihre Krankheit selbst nicht wahrhaben oder seien der Meinung, dass ihnen nicht 
geholfen werden könne. Ziel des Bündnisses sei es, den Wissensstand der Bürger über 
die Krankheit zu erweitern, sie mit den Symptomen vertraut zu machen und die guten 
Behandlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, betonte Schouler-Ocak. Rund 80 Prozent der 
Erkrankten könne geholfen werden, aber nur 50 Prozent suchten überhaupt einen Arzt 
auf. Da für viele Menschen der Hausarzt der erste Ansprechpartner sei, müsse auch die 
Kompetenz von Hausärzten bei der Erkennung und Behandlung von Depressionen 
gestärkt werden. «In einer Zeit, wo Menschen die Orientierung verloren haben oder 
suchen, nehmen seelische Erkrankungen zu», sagte der Bezirksbürgermeister von Mitte, 
Joachim Zeller (CDU). Eine Depression könne jeden treffen. Die Krankheit mache vor 
keiner sozialen Schicht und ethnischen Herkunft halt. Schouler-Ocak sagte, die 
Kampagne richte sich insbesondere auch an Migranten. Sie seien besonderen 
Belastungen ausgesetzt, aber nur die Hälfte von ihnen habe überhaupt Zugang zum 
Gesundheitssystem. Zu den vom Bündnis geplanten Maßnahmen gehören Fortbildungen, 
Vorträge, Veranstaltungen sowie Ratgeberbroschüren und Plakate in deutscher und 
türkischer Sprache. Ein Seminar für türkische Hausärzte wurde nach Worten von 
Schouler-Ocak bereits abgehalten. (www.buendnis-depression.de) 
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